
 
 

 

 

 
Bern, 27. September 2024 
 
 
Adressat/in: 
die Kantonsregierungen 
 
Änderung des Bundesgesetzes über das bäuerliche Bodenrecht (Umsetzung 
Motion 22.4253 WAK-S «Entkopplung des bäuerlichen Bodenrechts von der 
AP22+»): Eröffnung des Vernehmlassungsverfahrens 
 
Sehr geehrte Frau Präsidentin 
Sehr geehrter Herr Präsident 
Sehr geehrter Herr Regierungschef 
Sehr geehrte Regierungsmitglieder 
 
Der Bundesrat hat am 27. September 2024 das WBF beauftragt, bei den Kantonen, 
den politischen Parteien, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Gemein-
den, Städte und Berggebiete, den gesamtschweizerischen Dachverbänden der Wirt-
schaft und den interessierten Kreisen zur Änderung des Bundesgesetzes über das 
bäuerliche Bodenrecht (Umsetzung Motion 22.4253 WAK-S «Entkopplung des bäu-
erlichen Bodenrechts von der AP22+») ein Vernehmlassungsverfahren durchzufüh-
ren. 
 
Die Vernehmlassungsfrist dauert bis 10. Januar 2025. 
 
Die in der Wintersession 2022 und Frühjahrsession 2023 überwiesene Motion 
22.4253 «Entkopplung des bäuerlichen Bodenrechts von der AP22+» beauftragt den 
Bundesrat, gewisse Aspekte des bäuerlichen Bodenrechts unter Einbezug von Fach-
experten und Stakeholdern nochmals fundiert zu prüfen und zu diskutieren, eine an-
gepasste Vorlage auszuarbeiten und diese als eigenständiges Geschäft bis spätes-
tens Ende 2025 dem Parlament zu unterbreiten. Im Fokus des Auftrages steht neben 
dem Selbstbewirtschaftungsprinzip und der Position der Ehegatten auch die Stär-
kung des Unternehmertums. Dabei sollen insbesondere die Rahmenbedingungen für 
eine gute Zusammenarbeit zwischen den Betrieben und für wirtschaftliche Betriebs-
strukturen verbessert werden. Für die Umsetzung der Motion 22.4253 hat das WBF 
eine externe Begleitgruppe einberufen. Vertreten waren die Kantone (KOLAS), der 
Schweizer Bauernverband, der Schweizer Bäuerinnen- und Landfrauenverband, die 
Junglandwirte-Kommission, die Kleinbauernvereinigung, die Schweizerische Arbeits-
gemeinschaft für die Berggebiete, die Schweizerische Gesellschaft für Agrarrecht, 
der Verein zum Schutz des landwirtschaftlichen Grundeigentums und die landwirt-
schaftlichen Treuhänder. Bei der Ausarbeitung der Vernehmlassungsunterlage 
wurde zudem die Vollzugstauglichkeit mit den zuständigen Bewilligungsstellen ge-
prüft. 
 
Wir laden Sie ein, zu den Unterlagen und insbesondere zu den Ausführungen im er-
läuternden Bericht Stellung zu nehmen. 

Eidgenössisches Departement für 

Wirtschaft, Bildung und Forschung WBF 
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Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden über die Internetadresse:  
https://www.fedlex.admin.ch/de/consultation-procedures/ongoing. 
 
Wir sind bestrebt, die Dokumente im Sinne des Behindertengleichstellungsgesetzes 
(BehiG; SR 151.3) barrierefrei zu publizieren. Wir ersuchen Sie daher, Ihre Stellung-
nahmen, wenn möglich, elektronisch (bitte nebst einer PDF-Version auch eine 
Word-Version) innert der Vernehmlassungsfrist an folgende Email-Adresse zu sen-
den:  
 

gever@blw.admin.ch 
 
 
Für Rückfragen und allfällige Informationen steht Ihnen Johnny Fleury (Tel. 058 462 
26 59; johnny.fleury@blw.admin.ch) zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüssen  
 
 
 
 
Guy Parmelin 
Bundesrat 
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